




Anlage A 


ANTRAG AUF TEILNAHME UND
EINHEITSERKLÄRUNG
(auch gemäß Präsidialerlass Nr. 445/2000 und nachfolg. Änderungen und Ergänzungen abgegeben)


BETREFF:  ABTRETUNG DES GESCHÄFTSBEREICHS DER STADTWERKE BRIXEN AG HINSICHTLICH DER ERDGASVERSORGUNG IM GEBIET DER GEMEINDEN BRIXEN UND VAHRN (BZ)

Der/die Unterzeichnete _________________________________________________________________
geboren in __________________________________________ am_______________________________ 
wohnhaft in ___________________________________________ Prov._______________________ 
Straße ________________________________________________________ Nr. _______
Steuernummer_____________________________________________________________

FRAGT UM TEILNAHME AN

□ in der Eigenschaft als gesetzliche/r Vertreter/in der/des Gesellschaft/Unternehmens/Sonstiges 
(Öffentliche oder private Körperschaft, Vereinigung, Stiftung etc.) ____________________________________________________________________, 
mit Rechtssitz in __________________________________________________________
Straße ___________________________________________________________________
Steuernummer/USt.-IdNr. __________________________________________________
Zertifizierte E-Mail-Adresse P.E.C. _____________________________________________
E-Mail-Adresse __________________________________________________________
eingetragen im Handelsregister _________________________________________
oder im Register der juristischen Personen der Präfektur ________________________ / Region __________________________________________________ Nr. __________
□ In der Eigenschaft als Sonderbevollmächtigte/r von: 
__________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 
(die Daten der juristischen Person angeben – Sitz, USt.-IdNr., Steuernummer, Handelsregisternummer – und Sondervollmacht beifügen) 
Nach Einsichtnahme in die gegenständliche Bekanntmachung sowie in die gesamten entsprechenden Unterlagen und in eigener Verantwortung und in Kenntnis der strafrechtlichen Ahndung gemäß Art. 76 des Präsidialerlasses 445/2000 und nachfolg. Änderungen und Ergänzungen im Falle von unwahren Erklärungen
ERKLÄRT DER/DIE UNTERZEICHNETE
· ordnungsgemäß im Handelsregister der Industrie-, Handels-, Handwerks- und Landwirtschaftskammer bzw. in einem entsprechenden Register des Staates, in dem der Bewerber seinen Sitz führt, eingetragen zu sein und als Gesellschaftszweck die Durchführung – auch ohne Exklusivrecht – der Versorgung mit Erdgas zu tragen. Bei juristischen Personen, die kein Unternehmen sind, müssen diese gemäß dem Gesetz in dem entsprechenden Register oder Berufsverzeichnis eingetragen sein;
· den Dienst zur Versorgung mit Erdgas im Gebiet mindestens 1 (einer) Gemeinde zu erbringen;
· voll und uneingeschränkt geschäftsfähig, nicht gerichtlich oder kraft des Gesetzes entmündigt zu sein und dass keine Verfahren bezüglich dieser Rechtspositionen gegen ihn/sie anhängig sind; 
· sich nicht in einem Insolvenzverfahren, Zwangsliquidation oder Vergleichsverfahren zu befinden und dass kein Verfahren zur Erklärung einer der genannten Situationen anhängig ist;
· sich nicht in einer der Situationen gemäß Art. 9, Absatz 2, Buchstabe c) des Gesetzeserlasses 231/2001 zu befinden;
· dass gegen ihn/sie keine Verfahren zur Anwendung einer der Präventiv- und Schutzmaßnahmen gemäß Art. 6 Gesetzeserlass Nr. 159 aus dem Jahr 2011 anhängig sind und keines der Verbote nach Art. 67 Gesetzeserlass Nr. 159 aus dem Jahr 2011 vorliegt; 
· dass gegen den/die gesetzliche/n Vertreter/in und die Geschäftsinhaber, welche die rechtliche Vertretung innehaben, die das Angebot abgeben, keine rechtskräftig gewordenen Urteile, keine rechtskräftig gewordenen unwiderruflichen Strafbefehle oder Urteile auf Antrag um Strafzuweisung gemäß Artikel 444 C.P.P. für eine der in Art. 80, Absatz 1 Gesetzeserlass Nr. 50/2016 und nachfolgende Änderungen und Ergänzungen genannten Straftaten ergangen sind;
oder 
dass gegen die oben genannten Personen folgende Urteile, Strafbefehle oder Maßnahmen zur Durchführung der Strafe auf Antrag der Parteien gemäß Art. 444 C.P.P. ergangen sind: 
_________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________
· ordnungsgemäß alle Sozialversicherungsbeiträge und Sozialversicherungsabgaben bezahlt zu haben;
· sich in keiner Situation zu befinden, die es ihm/ihr nach den geltenden Gesetzen verbietet, mit der Öffentlichen Verwaltung Verträge abzuschließen, und dass im Fall von Unternehmen keinem Geschäftsführer, der die rechtliche Vertretung innehat, untersagt ist, mit der Öffentlichen Verwaltung Verträge abzuschließen; 
· im Jahr vor der Veröffentlichung der vorliegenden Bekanntmachung keine falschen Erklärungen in Bezug auf die Voraussetzungen und Bedingungen gemacht zu haben, die für die Teilnahme an den Verfahren einer öffentlichen Vergabe von Bedeutung sind.
ER/SIE ERKLÄRT WEITERHIN
· die verkaufende Verwaltung zu autorisieren, alle Mitteilungen im Zusammenhang mit der Durchführung des gegenständlichen Vergabeverfahrens an folgende Adressen zu übermitteln: Anschrift (Stadt, Platz/Straße, PLZ)_________________________________________; 
___________________________________ E-Mail _________________________; zertifizierte E-Mail PEC _______________________________; Telefon _________________;
· [bookmark: _GoBack]darüber informiert worden zu sein und einzuwilligen, dass alle angegebenen und in den vom Teilnehmer vorgelegten Unterlagen angeführten Daten im Rahmen des Verfahrens, für das die Erklärung abgegeben wird, in Einhaltung der Vorschriften der EU-Verordnung 2016/679 genutzt und – auch mit Informatikmitteln – verarbeitet werden.

Ort und Datum

Unterschrift

	_____________________



Hinweis: Der vorliegenden Erklärung ist zur Vermeidung des Ausschlusses von der Ausschreibung eine nicht beglaubigte Fotokopie des Personalausweises des/der Unterzeichneten beizufügen.





